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(Nr. 12534.) Geſetz zur Sicherung der Verwaltung der Provinzialverbände (Kommunalverbände). Vom 
29. Juni 1923. . aan 3 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
7 7 P | ! 8 1. a 1 

(1) Für die Dauer der Beſetzung preußiſcher Landesteile durch die feindlichen Mächte wird 
der zuſtändige Miniſter ermächtigt, auf Antrag der zuſtändigen Oberpräſidenten dem Provinzial⸗ 
ausſchuſſe (Landesausſchuſſe) die Zuſtändigkeit des Provinziallandtags (Kommunallandtags) vorüber⸗ 
gehend zu übertragen. a f 


(e) Die Beſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes (Lande sausſchuſſes) bedürfen im Falle des Abſ. 1 
zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Oberpräſidenten. EA n en 
9 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 17 820 8307 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſfungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt, N07 5 
Berlin, den 29. Juni 1923. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1253412541.) 3 50 
Ausgegeben zu Berlin den 7. Juli 1923. 
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(Nr. 12535.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten 
des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung des 
Geſetzes vom 16. November 1922 (Geſetzſamml. ©. 423). Vom 3. Juli 1923. 


Der CArtbink hat folgendes Geſe beſchloſſen: 
Artikel J. 


Das Geſetz über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen 
Landtags vom 23. April 1921 (eſetzſamml. S. 361) in der Faſſung des Geſetzes vom 
16. November 1922 (Geſetzſamml. S. 423) wird wie folgt geändert: 


1. Der § 1 erhält folgende neue Abſ. 3 und 4: 
(3) Mitglieder, die gemäß der Geſchäftsordnung für den Preußiſchen Landtag von 
der Teilnahme an den Sitzungen des Landtags ausgeſchloſſen ſind, verwirken für die 
geſamte Zeit bis u Ablaufe des letzten Ausſchlußtags das Recht zur freien Fahrt 
nach Abſ. 1 Nr. 1 
(4) Die Fahrkarte iſt dem Landtage rte den Geſchieht dies nicht innerhalb 
24 Stunden nach Mitteilung des erfolgten Ausſchluſſes, ſo wird dem ausgeſchloſſenen 
Abgeordneten, unbeſchadet aller Folgen aus der widerrechtlichen Benutzung der Fahr 
karte, für weitere vier Wochen über die Dauer ſeiner Ausſchließung hinaus die Aufwands⸗ 
entſchädigung nebſt dem Ausgleichszuſchlag entzogen. 
2. Der § 3 Abſ. 1 iſt wie folgt zu faſſen: 
(1) Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des Landtags der Vollſizung fern⸗ 
geblieben ift, wird von der Entſchädigung ein Betrag in Höhe von ¼0 der im § 1 
Abſ. 1 Nr. 2 genannten Aufwandsentſchädigung nebſt dem Alle abgezogen. 
3. Dem § 3 iſt der folgende Abſ. 3 anzufügen: 
(3) Iſt ein Mitglied des Landtags auf Grund der Geſchäftsordnung für den 
Preußiſchen Landtag ausgeſchloſſen worden, ſo findet der gleiche Abzug während der 
Dauer des Ausſchluſſes bis zum letzten Ausſchlußtage für jeden Kalendertag ſtatt. 


Artikel II. N 
N Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Es findet jedoch keine An- 
= wendung auf Ausſchließungen, die vor der Verkündung erfolgt find. 
. Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 3. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
ei Braun. Severing. v. Richter. 


ev: -. 


N = 
(Rr. 12536.) Geſetz über die Aufhebung des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für 
die Eiſenbahnverwaltung, vom 3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155). Vom 3. Juli 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

: Einziger Artikel, 

Das Geſetz über die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahnverwaltung vom 3. Mai 
1903 (Geſetzſamml. S. 155 ff.) wird hiermit aufgehoben. f 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hierdurch verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 185 a 


Berlin, den 3. Juli 1923. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Rr. 12537.) Verordnung, betreffend Erhebung einer Abgabe von der Veräußerung von Holz zur Hebung 
der wirtſchaftlichen Notlage der Preſſe. Vom 14. April 19233. 


Auf Grund des § 2 des Reichsgeſetzes über Maßnahmen gegen die wirtſchaftliche Notlage der Preſſe vom 
241. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 629) wird nach Anhörung des Staatsrats folgendes verordnet: 


Artikel J. 5 
Der Abgabe unterliegt die Veräußerung von Holz durch den zur Gewinnung des Holzes von forſt— 
wixrtſchaftlich genutzten Grundſtücken Berechtigten. i 
Nutznießer von forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken unter 10 Hektar Größe bleiben von der Abgabe frei; die 
Abgabepflicht beſteht, wenn der geſamte in der Hand des Nutznießers befindliche, wenn auch keine geſchloſſene 
wirtſchaftliche Einheit bildende Forſtbeſitz mindeſtens 10 Hektar umfaßt. 


Artikel 2, 

Die Abgabe wird nach dem Geſamtbetrage der Entgelte berechnet, die der Abgabepflichtige im Laufe 
des Kalenderjahrs für die Veräußerung von Holz vereinnahmt hat. SL Nr. 1 Satz 3, $ 8, § 34 des Um⸗ 
ſatzſteuergeſetzes vom 24. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 2157) in der Faſſung des Geſetzes vom 8. April 1922 
Reichsgeſetzbl. 1 S. 373) finden entſprechende Anwendung. 


Artikel 3. 
Auf Antrag kann geſtattet werden, daß die Abgabe nicht nach den vereinnahmten Entgelten, ſondern 
nach den Entgelten für die Leiſtungen ohne Rückſicht auf die Vereinnahmung berechnet wird. Dem Antrag 
iſt nur ſtattzugeben, wenn Bücher nach kaufmänniſchen Grundſätzen geführt werden. Ein Wechſel der 
Beſteuerungsart innerhalb des Kalenderjahrs iſt unzuläffig. f ; 


Artikel 4. — 4 Ir 
Zwecks Veranlagung der Abgabe iſt der zuſtändigen Steuerſtelle eine Erklärung abzugeben, und zwar 
in Form eines Anhanges zur Umſatzſteuererklärung. Die $$ 35 und 36 des Umſatzſteuergeſetzes finden mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß der Veranlagungsabſchnitt das Kalenderjahr, und wenn ſich die 
Nutzung nicht auf das ganze Kalenderjahr erſtreckte, der entſprechende Teil des Kalenderjahrs if, 


i ; Artikel b. RR 
Die Abgabe ift innerhalb zweier Wochen nach der Bekanntgabe des Beſcheids gleichzeitig mit der Um⸗ 
ſatzſteuer zu entrichten. 
2 50* 
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8 40165 Artikel 6. BO SV eee 
Auf die Abgabe find. Voranmeldungen und Vorauszahlungen gleichzeitig mit den Voranmeldungen und 
Aenne auf die Umſatzſteuer zu leiſten. § 37 Abſ. 2 bis 4 des Umſatzſteuergeſetzes findet entſprechende 
nwendung. 1 
Artikel 7. 


Sachlich zuſtändig für die Verwaltung der Abgabe find die mit der Verwaltung der Umſatzſteuer be⸗ 
trauten Behörden. 0 31 

Ortlich zuſtändig iſt diejenige Behörde, in deren Bezirk das forſtwirtſchaftliche Unternehmen betrieben 
wird. Wird das Unternehmen in mehreren Bezirken betrieben, ſo iſt es einheitlich zur Abgabe heranzuziehen. 
Zuſtändig iſt dann diejenige Behörde, in deren 1 1 ſich die Leitung des Unternehmens befindet; fehlt es 
hieran, fo find die 88 51, 52 der Reichsabgabenordnung entſprechend anzuwenden. 


Artikel 8. 

Auf das Verfahren einſchließlich der Rechtsmittel finden die Vorſchriften der Reichsabgabenordnung und 
des Uumſatzſteuergeſetzes entſprechende Anwendung, mit der Maßgabe, daß die in dieſen Geſetzen dem Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen vorbehaltenen Befugniſſe dem Preußiſchen Finanzminiſter zuſtehen. 

Artikel 9. 


Die aufkommenden Beträge ſind der Rückvergütungskaſſe der Deutſchen Preſſe unverkürzt jeweils am 
1. März, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember gegen Empfangsbeſtätigung zuzuführen. 


Artikel 10. 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft, jedoch mit der Maßgabe, daß die ſeit dem 
25. Juli 1922 getätigten Veräußerungen von Holz abgabepflichtig ſind. 


Artikel 11. f 
Mit der Ausführung der Verordnung werden der Finanzminiſter und der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten beauftragt. 


Berlin, den 14. April 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Wendorff, 


(Nr. 12538.) Zweite Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Gebühren der Gerichte, Notare, Rechts 
anwälte und Gerichtsvollzieher. Vom 3. Juli 1923. 


Auf Grund des Artikels IW des Geſetzes, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, vom 28. Ok⸗ 
tober 1922 (Geſetzſamml. S. 335), des Artikels II des Geſetzes, betreffend Abänderung der Gebührenordnung für 
Notare, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 355) und des Artikels III des Geſetzes, betreffend Abänderung 
des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der 
Gerichtsvollzieher, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 359), ſämtlich in der Faſſung des Geſetzes vom 
12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107), wird verordnet: 


81. 
Der Artikel 1 der Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Gebühren der Gerichte, Notare, Rechts 
anwälte und Gerichts vollzieher vom 26. April 1923 (Geſetzſamml. S. 142) wird wie folgt geändert: 
a) Die Vorſchriften unter Nr. 1, 2, 4 bis 13 werden durch folgende Vorſchriften erſetzt: 
1. Der im § 31 Abf. 1 beſtimmte Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 3 000 Mark. 


2. 
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A. Die volle Gebühr des § 32 Abſ. 1 beträgt bei Gegenſtänden im Werte: 
1. bis 30000 Mark einſchließlichkhchh gg. 8 3000 Mark, 

2. von mehr als 30 000 Mark bis 60 000 Mark einſchließlich. .. 4000 „ 
3. „ » v 60 000 „ » 100 000 „ » . 6 000 
4. * » » 100000 „ ee, » 8000 * 
5. » „ 150000 „ » 200 000 » 9 . 10 000 „ 
6. * „ 200 000 „ „ 250 000 „ » 12 000 
74 ů „ „ „ 2500 000 é 300 0900 * . . . 14 000 „ 
8. „ » „ 300000 » » 400 000 .» » ....16000 „ 
9. „ » » 400000 °» » 500 000 » » . . . 20 000 „ 

10 » » 500000 » » 600 000 „ » . . 24 000 „ 

ME » » 600000 „ » 700 000 „ » ... 28000 „ 

12. » » 700 000 „ „ 800 000 „ » . 32 000 

133 * » » 800000 „ „ 900 000 „ » 36000 » 

14. » » 900000 „ » 1 000 000 „ » 40000 „ 


Die ferneren Wertklaſſen fteigen um je 200 000 Mark und die Gebühren um 
je 5 000 Mark. N 
B. Für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teiles bezeichneten Geſchäfte werden die 
Gebühren unter A mit der Maßgabe erhoben, daß von 1000000 Mark bis 10000 000 Mark 
die Gebühren um 4 000 Mark, von dem Mehrbetrage bis 100 000 000 Mark um 
2000 Mark und darüber hinaus um 1.000 Mark für jede Wertklaſſe von 200 000 Mark 
ſteigen. 


Die im § 48 Abf. 2 beſtimmte Stundengebühr beträgt, wenn das Geſchäft von einem 
Richter vorgenommen wird, 3 500 Mark, wenn es von einem Gerichtsſchreiber vorgenommen 


wird, 2 500 Mark. 


„Die im § 49 Abſ. 1 und 2 beſtimmten Wegegebühren von 300 Mark erhöhen ſich auf 500 Mark. 


Die im Abſ. 2 daſelbſt beſtimmte Proteſtgebühr beträgt: 


bei einem Werte bis 50 000 Mark einſchließlich · [ POV 3 000 Mark, 
» * » 2 100 000 » J.. a tere Yer.0 re FeeWer sr Nere 4 000 » 
x * » * 200 000 N DERTEBER WS IT, SRRRSF RR As ee 6 000 * 
95 » » 500 000 „ v2 HB e, eee 8 000 „ 
RED) » » 1 000 000 „ W eee , 10000 „ 
» „ » » 2000000 » VE RER ERRRER 12 000 „ 
* » » » 5 000 000 » 1 S A n 14000 „ 
9 über 5000 00 0 3 se et; Wee 15 000 » 


Die im § 50 Abf. 1 unter Nr. 2 vorgefehene Gebühr für Beglaubigung von Abſchriften 


c) An die Stelle der Nr. 18 und 19 treten folgende Vorſchriften: s 
18. Die Gebühr des § 107 Abſ. 1 beträgt mindeſtens 3 000 Mark und höchſtens 30 000 Mark. 


19. Die im § 117 Nr. 3 beſtimmte Höchſtgebühr beträgt 5 000 Mark. 


er N 


9 5 8 2. 5 
Der Artikel II der N vom 26. April 1923 (Geſetzſamml. S. 142) wird wie folgt geändert: 
a) Die Nr. 1 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
1. Der im $ 3 Abf. 1 beſtimmte Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 3 000 Mark. 
b) An die Stelle der Nr. 3 und 4 treten folgende Vorſchriften: 
3. Die im § 12 Abſ. 1 und 2 beſtimmten Höchſtgebühren von 300 Mark und 100 Mark er⸗ 
höhen fi) auf 50 000 Mark und 15 000 Mark. 
4. Die im § 13 beſtimmten Gebühren von 2, 3 und 6 Mark erhöhen le auf 200, 500 und 
1009 Mark. 
o) Die Nr. 6 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
6. Der im § 15 Abſ. 2 beſtimmte Betrag von 5 Mark erhöht ſich auf 2000 Mark. 


8 3. 

Die im Artikel III der Verordnung vom 26. April 1923 (Geſetzſamml. S. 142) unter Nr. 1, 2 und 3 
beſtimmten Gebühren von 2000 Mark, 1000 Mark und 80 Mark erhöhen ſich auf 3 000 — 5 1500 Mark 
und 300 Mark. g { 

4 8 


Dieſe Werordrung tritt am 16. Juli 1923 in Kraft und findet Anwendung auf alle zu dieſem Zeit⸗ 
punkte noch nicht fällig gewordenen Gerichtskoſten und noch nicht beendigten Geſchäfte, in letzter Hinſicht auch 
inſoweit, als Arbeiten bereits geleiſtet ſind. 


Berlin, den 3. Juli 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. v. Richter. 


(Nr. 12539 Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühren, Kommiſſionsgebühren und Rechnungs⸗ 
gebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſowie der Schreibgebühren der Gebühren⸗ 
ordnung für Notare. Vom 3. Juli 1923. 


Auf Grund der Ermächtigungen im § 110 Abf. 1, § 113 Abſ. 1 und § 114 Abs. 1 des Preußiſchen Gerichts. 
60 vom 28. Oktober 1922 ( (Geſetzſamml. 8. 363) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 
(Geſetzſaamml. S. 107) und im § 20 Abf. 2 der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 404) wird folgendes beſtimmt: 

we 


Die im § 110 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 und im § 20 Abſ. 2 
der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 vorgeſehene e wird = 500 Mark für 
die Seite feſtgeſetzt. A 

S 


Die im § 113 Abf 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 in der Faſſung 
des Geſetzes vom 12. April 1923 vorgeſehenen Entſchädigungen des Richters und Gerichtsſchreibers für die 
Aufnahme eines Teftaments oder eines Erbvertrags außerhalb der Gerichtsſtelle (Tommiſſionsgebühren) werden 
55 für den Se au 3 000 Mark und für den Gerichtsſchreiber auf 2 00⁰ Mark ſeſtgeſebt“ 

5 8 
ü Die im § 114 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 vorgeſehene Stunden⸗ 
gebühr für Anfertigung von Rechnungsarbeiten wird auf 500 bis 2 500 Mark feſtgeſetzt. 5 


— 
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Dieſe Verordnung tritt am 16. Juli 1923 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt die Verordnung 
vom 3. März 1923 (Geſetzſamml. S. 58) über Erhöhung der Schreib- und Rechnungsgebühren des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes und der Schreibgebühren der Gebührenordnung für Notare außer Kraft. 
Berlin, den 3. Juli 1923. a ac 
Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


(Nr. 12540.) Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des 
Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, vom 15. Juni 
1905 (Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (eſetzſamml. S. 27). Vom 
12. Juni 1923. 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem Preußiſchen Finanz⸗ 
miniſter die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) und des dazu ergangenen Nachtrags vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. 
S. 27) mit Wirkung vom 15. Juni 1923 an durchweg auf das 1800fache erhöht. 

Ferner wird die Vorſchrift unter laufende Nr. 10 des Tarifs über die Gebühren der Kreistierärzte in 
Nabe Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 (Gefeßfamml. S. 254) vom 15. Juni 1923 ab wie folgt ge 
ändert: 

Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Veterinärbeamte ſie nicht ſelbſt anfertigt, für die 
Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 360 /. Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. 

Der Erlaß vom 29. März 1923 (Geſetzſamml. S. 98), betreffend Anderung des Tarifs fir die Gebühren 
der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, wird mit Ablauf des 14. Juni 1923 aufgehoben. 

Berlin, den 12. Juni 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
. Im Auftrage: 


Abicht. 


(Nr. 12541.) Ausführungsanweiſung zum Reichsgeſetz über die Kleinrentnerfürſorge vom 4. Februar 1923 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 104). Vom 25. Juni 1923. 0 


uf Grund der SS 1, 4, 5,9 des Geſetzes über Kleinrentnerfürſorge vom 4. Februar 1923 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 104) verordne ich nach Anhörung des Preußiſchen Staatsrats gemäß Artikel 40 Abf. 4 der Verfaſſung 
des Freiſtaats Preußen, was folgt: 

I. Zu §S 1, 4. f 

1. An Stelle der Gutsbezirke und der Landgemeinden ſowie an Stelle der Städte mit weniger als 
10 000 Einwohnern haben die Landkreiſe die Fürſorge zu gewähren. Der Regierungspräſident kann nach 
Anhörung des Kreisausſchuſſes hinſichtlich der Landgemeinden und Städte Ausnahmen zulaſſen. 

2. Steht nicht feſt, wo der Wohnort oder im Falle des § 4 Abſ. 3 des Geſetzes der Wohnſitz des 
Fürſorgeberechtigten innerhalb des Geltungsbereichs des Geſetzes ift, To hat die Gemeinde des Aufenthaltsorts 
oder der nach Ziffer 1 an ihre Stelle tretende Landkreis die Fürſorge zu gewähren; die fachlichen Auf⸗ 
wendungen ſind jedoch, ſoweit ſie nicht aus Reichsmitteln erſtattet werden, von dem Provinzialverband, in 
HeſſenNaſſau von den Bezirksverbaͤnden zu erſtatten, es ſei denn, daß als Wohnort oder Wohnſitz nur 
Gemeinden in Frage kommen können, an deren Stelle nach Abſ. 1 ein und derſelbe Landkreis die Fürſorge 
zu gewähren hat. 
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Der die Fürſorge gewährende Kommunalverband (Landgemeinde, Stadt, Landkreis) hat dem erſtattungs⸗ 
pflichtigen Provinzial⸗ oder Bezirksverband von der Feſtſetzung der Fürſorgemaßnahmen oder ihrer Anderung 
unverzüglich Mitteilung zu machen. HAAR art SOG, 165 a 

3. Der Antrag auf Fürſorge kann ſchriftlich oder mündlich geſtellt werden, und zwar in den Land⸗ 
gemeinden oder Gutsbezirken bei dem Gemeinde- oder Gutsvorſtand, in den Städten bei dem Gemeinde⸗ 
vorſtand oder den von dieſem bekanntzugebenden Stellen. Die den Antrag entgegennehmende Stelle hat ihn, 
ſofern ſie nicht ſelbſt zur Gewährung der Fürſorge berufen iſt, unverzüglich mit gutachtlicher Außerung über 
die für die Gewährung, Art und Höhe der Unterſtützung maßgebenden Verhältniſſe des Antragſtellers an den 
zur Gewährung der Fürſorge zuſtändigen Kommunalverband (Ziffer 1) weiterzuleiten. 

4. Jeder die Fürſorge gewährende Kommunalverband und jede ſonſtige Gemeinde (Gutsbezirk) trägt 
die durch ihre Tätigkeit erwachſenden Verwaltungskoſten. en 


Saft : K g 115 Zu 8 5. BER ; 
1. Beſchwerden gegen die Feſtſetzung oder Ablehnung von Fürſorgemaßnahmen find bei dem die Für⸗ 


ſorge gewährenden Kommunalverband einzulegen, gegen deſſen Entſcheidung ſie gerichtet ſind. Gibt dieſer 


ihnen nicht ſtatt, ſo hat er fie dem Regierungspräſidenten vorzulegen. Dieſer entſcheidet endgültig. 

2. In Fällen, in denen die nicht vom Reiche zu erſtattenden Aufwendungen von einem Provinzial⸗ 
oder Bezirksverbande zu erſtatten ſind, ſteht auch dieſem gegen die Heranziehung zur Erſtattung und die Höhe 
und Art der Fürſorgemaßnahmen die Beſchwerde zu. Sie iſt binnen einem Monat ſeit der Mitteilung der 
Fürſorgemaßnahmen oder einer Anderung beim Oberpräſidenten einzulegen. Dieſer entſcheidet endgültig. 


III. Zu 8 9. 

1. Auf Antrag der die Fürſorge gewährenden Kommunalverbände kann durch Beſchluß des Kreis⸗ 
(Stadt,) Ausſchuſſes nach Anhörung der Beteiligten den nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Unterhaltspflichtigen auferlegt werden, dem Fürſorgebedürftigen nach Maßgabe ihrer geſetzlichen Verpflichtungen 
die erforderlichen laufenden Unterſtützungen zu gewähren. Die Beſchlußfaſſung ſteht dem Kreis- (Stadt-) 
Ausſchuß desjenigen Kreiſes, in welchem der in Anſpruch genommene Unterhaltspflichtige feinen. Wohnſitz 
hat, zu. Hat der Unterhaltspflichtige im Inland keinen Wohnſitz, ſo treten an die Stelle der Behörden des 
Wohnſitzes die Behörden des Aufenthaltsort. Die Vorſchriften des § 59 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 finden keine Anwendung. Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen. 
Gegen den Beſchluß ſteht der Rechtsweg offen. N 

Der Beſchluß des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes iſt vorläufig vollſtreckbar, bis mittels rechtskräftigen 
gerichtlichen Urteils eine abändernde Entſcheidung erfolgt iſt. Im letzteren Falle hat der antragſtellende 
Kommunalverband den in Anſpruch genommenen Angehörigen das bis dahin Geleiſtete oder das zuviel 
Geleiſtete zu erſtatten. Im Weigerungsfall iſt er hierzu im Aufſichtsweg anzuhalten. Hat jedoch der eine 
ſolche Erſtattung Fordernde die gerichtliche Klage nicht innerhalb ſechs Monaten nach Zuſtellung des von 
ihm angefochtenen Beſchluſſes des Kreis- (Stadt.) Ausſchuſſes erhoben, fo kann er nur dasjenige zurückfordern, 
was er für den Zeitraum ſeit Erhebung der Klage geleiſtet hat. 

2. Die Erſtattung der Koſten bereits geleiſteter Fürſorgemaßnahmen kann ein Kommunalverband nur 
im ordentlichen Rechtswege beanspruchen. Iv 


Soweit Kommunalverbände, die nach dieſer Ausführungsanweiſung zur Gewährung der Fürſorge nicht 
berufen ſind, für die Zeit nach dem 1. Februar Fürſorgemaßnahmen gewährt haben, ſind ihnen die vom 
Reiche nicht zu erſtattenden Aufwendungen von den nach dieſer Ausführungsanweiſung zur Gewährung der 
Fürſorge zuſtändigen Kommunalverbänden zu erſtatten. Entſprechendes gilt hinſichtlich der ihnen von den 
Provinzial- oder Bezirksverbänden zu erſtattenden Aufwendungen. f 


Berlin, den 25. Juni 1923. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
7 Hirtſiefer. 
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